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(6) Die „Verwahrung“ von Grubenbauen umfaßt sämt­
liche notwendigen vorbeugenden, dauerhaft wirksamen 
Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung von 
Bergschäden oder von anderen nachteiligen Einwirkun­
gen, die durch Grubenbaue verursacht werden können.

(7) Zu den „nachteiligen Einwirkungen“ gehören Berg­
schäden und, ohne daß die Voraussetzungen eines Berg­
schadens vorliegen müssen, die durch Grubenbaue ver­
ursachten

a) Bodenbewegungein in der Erdkruste oder an der 
Tagesoberfläche, wie
— Senkungen und Hebungen (vertikale Bewegun­

gen)
— Verschiebungen (horizontale Bewegungen) 
und die daraus abgeleiteten Streckungen, Stauchun­
gen, Krümmungen, Schieflagen, Zerrungen und 
Pressungen,

b) Überflutungen,
c) Änderungen des Grundwasserspiegels,

d) Beeinträchtigungen der Wassermenge oder -qua- 
lität der Gewässer im Sinne des Wassergesetzes 
vom 17. April 1963 (GBl. I S. 77),

e) Verunreinigungen der Luft (z. B. durch Gasaus- 
tritte).

(8) „Bergschadengefährdete Gebiete“ sind Gebiete, in 
denen Bergschäden oder andere nachteilige Einwirkun­
gen durch stillgelegte Grubenbaue oder sonstige still­
gelegte bergbauliche Anlagen verursacht werden können 
oder bereits eingetreten sind.

§3

(1) Grubenbaue, die von Bergbaubetrieben für ihre 
eigene bergbauliche Nutzung nicht mehr benötigt wer­
den, sollen entsprechend den volkswirtschaftlichen und 
territorialen Erfordernissen einer weiteren bergbau­
lichen Nutzung oder einer Nachnutzung zugeführt wer­
den.

(2) Die Bergbaubetriebe haben die künftig stillzu­
legenden Grubenbaue — mit Ausnahme von Bohr­
löchern — und den voraussichtlichen Zeitpunkt der Still­
legung in geeigneter Form so anzuzeigen, daß es mög­
lich ist, die Zweckmäßigkeit und Art einer künftigen 
weiteren bergbaulichen Nutzung oder einer Nachnut­
zung zu prüfen.

(3) Die Anzeige hat an das zuständige bilanzbeauf­
tragte Organ* des Staatssekretariats für Geologie zu 
erfolgen

a) vor dem Beginn von Untersuchungs-, Gewinnungs- 
und Speicherarbeiten sowie

b) im Zeitraum der Ausarbeitung des Fünf jahrplanes, 
in dem die Stillegung beabsichtigt ist, falls die 
Anzeige gemäß Buchst, а länger als 2 Jahre zu­
rückliegt oder sich seitdem wesentliche Änderun­
gen ergeben haben.

§4

(1) Die Bergbaubetriebe haben die territoriale Ein­
ordnung der künftig stillzulegenden Grubenbaue und 
die Möglichkeiten einer weiteren bergbaulichen Nut­
zung oder Nachnutzung unter Berücksichtigung der Dis­
positionen des gemäß § 3 Abs. 3 bilanzbeauftragten Or­

gans vor dem Beginn von Untersuchungs-, Gewinnungs­
oder Speicherarbeiten mit dem Rat des Bezirkes abzu­
stimmen.

(2) Der Rat des Bezirkes kann die Abstimmung auf 
einen späteren Termin verlegen, spätestens auf den 
Zeitraum der Ausarbeitung des Fünf jahrplanes, in dem 
die Stillegung der Grubenbaue beabsichtigt ist.

§5

(1) Über die weitere bergbauliche Nutzung oder Nach­
nutzung von stillzulegenden Grubenbauen haben die 
beteiligten Bergbaubetriebe bzw. der Bergbaubetrieb 
und der Nachnutzer in Abstimmung mit dem Rat des 
Bezirkes unter Berücksichtigung der Dispositionen des 
bilanzbeauftragten Organs gemäß § 3 Abs. 3 rechtzeitig 
vor der Stillegung der Grubenbaue Wirtschaftsverträge 
abzuschließen.

(2) Sind zur Gewährleistung der weiteren bergbau­
lichen Nutzung oder Nachnutzung Maßnahmen des Berg­
baubetriebes, die das Ausmaß der Verwahrungsarbeiten 
gemäß § 2 Abs. 6 überschreiten, noch vor der künftigen 
Stillegung der Grubenbaue erforderlich, so sind auch 
diese Maßnahmen rechtzeitig vertraglich festzulegen. Die 
Bergbaubetriebe, die die weitere bergbauliche Nutzung 
vertraglich übernehmen, bzw. die Nachnutzer tragen die 
Kosten dieser zusätzlichen Maßnahmen.

§ 6

(1) Die Bergbaubetriebe haben für nicht mehr be­
nötigte Grubenbaue eine bergschadenkundliche Analyse 
rechtzeitig vor der Beendigung der bergbaulichen Nut­
zung — im Falle der Nachnutzung der Grubenbaue durch 
den Bergbaubetrieb selbst rechtzeitig vor der Beendi­
gung der Nachnutzung — anzufertigen und der Berg­
behörde zu übergeben.

(2) Die bergschadenkundliche Analyse muß Angaben 
enthalten über

a) den Zustand der Grubenbaue, insbesondere der 
tagesoberflächennahen Grubenbaue und der räum­
lichen Verbindungen zur Tagesoberfläche (Tages­
schächte, Stollen),

b) die Abbau- und Versatzverfahren,
c) den geologischen, hydrogeologischen und geomecha- 

nischen Zustand der Lagerstätte und des Deckgebir­
ges,

d) bereits durchgeführte Verwahrungsarbeiten (z. B. 
Versatz),

e) weitere Grubenbaue und unterirdische Hohlräume, 
die sich im Einwirkungsbereich der stillzulegen­
den und der bereits stillgelegten Grubenbaue be­
finden,

f) die Nutzung und Bebauung der Tagesoberfläche,
g) bereits eingetretene Bergschäden und andere nach­

teilige Einwirkungen und durchgeführte bergscha­
denkundliche Messungen (Lage- und Höhenmes­
sungen),

h) künftig noch zu erwartende Bergschäden und an­
dere nachteilige Einwirkungen, unterteilt gemäß 
§2 Abs. 7.

(3) Der bergschadenkundlichen Analyse sind Über­
sichtskarten und rißliche Unterlagen beizufügen, auf 
denen insbesondere darzustellen sind

a) Grubenbaue (insbesondere tagesoberflächennahe 
Grubenbaue, Tagesschächte und Stollen),• z. Z. VEB Untergrundspeicher Stendal


